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Nach der Reaktorkatastrophe von
Fukushima 2011 nahm die Bundes-
regierung ihre erst ein Jahr zuvor
vereinbarte Laufzeitverlängerung
für die Kernkraftwerke zurück und
beschloss einen schrittweisen
Atomausstieg. Der letzte Meiler soll
bis 2022 vom Netz gehen. Acht
AKW wurden 2011 sofort stillge-
legt. Die Restlaufzeiten der noch in
Betrieb befindlichen Reaktoren:
• Baden-Württemberg: Neckar-
westheim II (EnBW), 1989–2022;
Philippsburg II (EnBW), 1984–2019.
• Bayern: Isar II (E.ON), 1988–2022;
Gundremmingen B (RWE/E.ON),
1984–2017; Gundremmingen C
(RWE/E.ON), 1984–2021.
• Niedersachsen: Grohnde (E.ON),
1984–2021; Emsland (RWE/E.ON),
1988–2022
• Schleswig-Holstein: Brokdorf
(E.ON/Vattenfall), 1986–2021. dpa

Hintergrund

Atomkonzerne
klagen in Karlsruhe

Verhandlung ab Dienstag vor Verfassungsgericht
Von unseren Mitarbeitern
Tim Braune und André Stahl

Berlin. Es ist ein bisschen absurd. Da
sitzen in diesen Tagen die Chefs der
Atomkonzerne in vertraulichen Runden
mit Politikern und Experten der von der
Regierung berufenen Atom-Kommissi-
on zusammen, um einen „Jahrhundert-
plan“ zu schmieden. Er soll die gewalti-
gen Kosten und Ri-
siken beim Abriss
der Kernkraftwer-
ke sowie die Zwi-
schen- und Endla-
gerung des Atom-
mülls in Deutschland bis zum Jahr 2099
möglichst fair zwischen Staat und Be-
treibern aufteilen. Parallel sieht man
sich nun aber in der kommenden Woche
vor dem Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe wieder. Dort werden am
Dienstag und Mittwoch vor dem Zwei-
ten Senat in mündlicher Verhandlung
die Verfassungsbeschwerden von E.ON,
RWE und Vattenfall gegen das Atom-
ausstiegsgesetz von 2011 beraten (Az.: 1
BvR 2821/11, 321/12, 1456/12). E.ON-
Chef Johannes Teyssen nahm bei der Bi-
lanz-Pressekonferenz den Mund recht
voll, was in Karlsruhe herauskommen
soll: „Ich erwarte Gerechtigkeit.“ Die

Konzerne werfen dem Staat vor, sie mit
dem nach der Reaktor-Katastrophe im
japanischen Fukushima vor fünf Jahren
politisch durchgepeitschten Abschalten
der Atommeiler enteignet zu haben.
Und zwar ohne Entschädigung. Sollten
die Karlsruher Richter zu dem Schluss
kommen, dass die Unternehmen damals
in ihren Grundrechten verletzt wurden,
könnten diese in der Folge Milliarden-

Schadenersatz er-
streiten.

Die Sache hat
einen Pferdefuß.
Denn das ganze
Verfahren in Karls-

ruhe könnte bald hinfällig sein, wenn
sich die Konzernbosse mit dem Staat ei-
nigen, was mit ihren Milliarden-Rück-
stellungen und den Altlasten beim
Atomausstieg passiert. Als Gegenleis-
tung dafür, dass der Staat den ange-
schlagenen Konzernen das Risiko bei
der Endlagerung des Atommülls abneh-
men könnte, sollen die Unternehmen
nämlich alle Klagen – bundesweit um
die zwei Dutzend – zurückziehen.

Die Atom-Kommission, die von den
früheren Spitzenpolitikern Jürgen Trit-
tin (Grüne), Ole von Beust (CDU) und
Matthias Platzeck (SPD) geleitet wird,
wollte bereits Ende Februar einen
„Deal“ verkünden. Ziel war es, vor den
inzwischen über die Bühne gegangenen
Bilanzpressekonferenzen von E.ON und
RWE und dem Prozess in Karlsruhe in
der Finanzwelt für Klarheit über das
Kostenrisiko bei der Abwicklung der
Kernenergie zu sorgen. Beide Konzerne
werden von Analysten, die Kaufempfeh-
lungen für Aktien abgeben, und Rating-
Agenturen, die über die Kreditwürdig-
keit entscheiden, mit Argusaugen beob-
achtet. Überraschend vertagte man sich
Ende Februar, nun sind zwei weitere
Treffen der Atom-Kommission mit den
Konzernen angesetzt.

„Die Klagen sollen jetzt wohl ein
Druckmittel sein, um Zugeständnisse
bei der Finanzierung der Atom-Altlas-
ten zu erreichen“, glaubt der Fraktions-
vize der Grünen im Bundestag, Oliver
Krischer. Viele Jahre waren die Atom-
meiler für die Konzerne wahre Geld-
druckmaschinen – nun fürchten Opposi-
tion und Umweltschützer, dass sich die
notleidenden Betreiber bei den Kosten
vom Acker machen wollen.

Für die Richter in Karlsruhe sind die
Bilanzen, Börsenkurse und Rückstellun-
gen der Konzerne uninteressant. Sie
werden intensiv prüfen, ob das von Bun-
destag und Bundesrat vor fünf Jahren

Am Ende könnte es
auch einen „Deal“ geben

gung. Umstritten ist, ob Vattenfall als
ausländischer Staatskonzern sich in
Karlsruhe überhaupt auf das Grundge-
setz berufen kann. Bis zu einem Urteil
dürften Monate vergehen. Oder der Pro-
zess löst sich in Luft auf, weil die Kon-
zerne zurückziehen und sich mit dem
Staat bei den Atom-Altlasten verständi-
gen.

Fragezeichen bleiben. Vattenfall will
unverändert vor einem Schiedsgericht
in Washington 4,7 Milliarden Euro
Schadenersatz von Deutschland einkla-
gen. Auch eine rot-grüne Regierung in
Stockholm wird erst einlenken, wenn
sich ein Deal beim Atomausstieg auch in
Kronen rechnet.

gebilligte Gesetzeswerk der damaligen
schwarz-gelben Regierung von Union
und FDP für den Atomausstieg rechtlich
sauber war. Die von Top-Anwälten un-
terstützten Konzerne zweifeln das an.
Eine besondere Rolle vor Gericht spielt
Vattenfall. Der schwedische Staatskon-
zern, der im Norden die Meiler Krüm-
mel und Brunsbüttel betrieb, fühlt sich
mehrfach schlecht behandelt. Deut-
schen Politikern halten die Schweden
den Spiegel vor: Als das schwedische
Atomkraftwerk Barsebäck in Sichtwei-
te von Kopenhagen endgültig vom Netz
ging, zahlte der schwedische Staat den
Betreibern E.ON und Vattenfall mehr
als eine halbe Milliarde Euro Entschädi-

AUSLAUFMODELL: Der Reaktordruckbehälter ist das Herzstück eines Atomkraftwerks.
Bis 2022 soll der letzte Meiler in Deutschland vom Netz gehen. Foto: dpa

Hohe
Kosten

Zusatzbeiträge steigen

Berlin. Unsere Gesundheit ist ein
teures Gut – im wahrsten Sinne des
Wortes. Nachdem die gesetzlichen
Krankenkassen im vergangenen
Jahr erneut ein Minus von mehr als
einer Milliarde Euro eingefahren
haben, drehen sie weiter an der Bei-
tragsschraube. Die sogenannten
Zusatzbeiträge, die alleine die Ver-
sicherten zu tragen haben, werden
auch in den nächsten Jahren stei-
gen. Unser Berliner Korrespondent
Rudi Wais hat dazu Fragen und
Antworten zusammengestellt.

Die Wirtschaft brummt, die
Zahl der Beschäftigten steigt.
Müssten die Krankenkassen
da nicht im Geld schwimmen?

Theoretisch ja, praktisch nein. Zwar
sind die Einnahmen der Kassen im
Geschäftsjahr 2015 von 204 auf gut
212 Milliarden Euro geklettert –
ihre Ausgaben allerdings addierten
sich gleichzeitig auf mehr als 213
Milliarden Euro. Am stärksten ge-
stiegen sind dabei die Kosten für
Arzthonorare und Arzneimittel.

Bereits zum Jahreswechsel ha-
ben viele Kassen den Zusatz-
beitrag erhöht. Wie weit soll er
denn noch steigen?

Im Moment liegt er durchschnittlich
bei 1,1 Prozentpunkten – das ist der
Aufschlag auf die Kassenbeiträge,

den die Versicherten zu tragen ha-
ben. Den allgemeinen Beitragssatz
von 14,6 Prozent teilen sich Arbeit-
geber und Arbeitnehmer je zur
Hälfte. Alles, was darüber hinaus
geht, holt sich die Kasse bei ihren
Mitgliedern. Doris Pfeiffer, die Vor-
standsvorsitzende des Spitzenver-
bandes der gesetzlichen Kassen, hat
ihre Mitarbeiter bereits rechnen las-
sen: Danach dürfte der Zusatzbei-
trag bis zum Jahr 2020 auf durch-
schnittlich 1,8 Prozent steigen.

Angeblich sitzen die Kassen
auf hohen Reserven. Warum
steigen die Beiträge trotzdem?

Insgesamt hatten die Kassen Ende
vergangenen Jahres 14,5 Milliarden
Euro auf der hohen Kante, dazu
kommen zehn Milliarden Euro im
sogenannten Gesundheitsfonds, der
die Beiträge der Versicherten und
den staatlichen Steuerzuschuss an
die einzelnen Kassen verteilt. Abge-
sehen davon, dass sie gesetzlich ver-
pflichtet sind, Rücklagen zu bilden:
Auch die Reserven sind geschmol-
zen, alleine im Jahr 2015 um rund
fünf Milliarden Euro. Einige Kassen
haben ihren Notgroschen benutzt,
um ihre Zusatzbeiträge niedrig zu
halten. Außerdem bekommen auch
die Krankenkassen inzwischen die
Folgen der Niedrigzinspolitik zu
spüren: Weil sich auf den Konten
des Gesundheitsfonds nach dem
Einzug der Beiträge kurzfristig
hohe Summen ansammeln, verlan-
gen die Banken Strafzinsen. 2015
waren das 1,8 Millionen Euro.

Wirtschaften die privaten Kas-
sen eigentlich besser? Sie wer-
ben mit niedrigeren Beiträgen.

Im Moment haben die Privaten so-
gar die größeren Probleme. Die
DKV, einer der größten Anbieter am
Markt, hat gerade erst Beitragser-
höhungen von durchschnittlich
knapp acht Prozent angekündigt.
Auch die privaten Kassen mit ihren
insgesamt knapp neun Millionen
Vollversicherten haben mit steigen-
den Kosten und den stark gesunke-
nen Zinserträgen für ihre milliar-
denschweren Rücklagen zu kämp-
fen, dazu kommt das stark nachlas-
sende Neugeschäft.

EU für neue Regeln
gegen den Terror

Die Niederlande haben derzeit den
Vorsitz der EU-Staaten.

Nachdem die Minister sich auf
Grundzüge einer neuen EU-Anti-Ter-
ror-Richtlinie verständigt haben, kön-
nen Verhandlungen mit dem Europa-

parlament beginnen. „Training für den
Terrorismus oder die Finanzierung von
Terrorismus werden ebenfalls überall
in Europa strafbare Handlungen“, er-
läuterte van der Steur weiter. Für
Deutschland dürften sich aber laut
Bundesjustizminister Heiko Maas
(SPD) wenig Änderungen ergeben, da
das Strafrecht bereits im vergangenen
Jahr geändert worden war.

Brüssel (dpa). Die EU-Staaten wollen
ihre Rechtsinstrumente zur Verfolgung
ausländischer Kämpfer schärfen.
„Auslandsreisen mit terroristischen
Zwecken oder die Organisation oder
Beförderung solcher Reisen werden
strafbar“, erklärte der niederländische
Justizminister Ard van der Steur ges-
tern in Brüssel nach einem Treffen mit
seinen europäischen Amtskollegen.

Südsudan
am Pranger

Genf (AFP). Die südsudanesischen
Streitkräfte lassen nach Angaben der
UN ihre Milizionäre als Ersatz für
Sold ungestraft Frauen vergewaltigen.
Armee und die ihr ergebenen Milizen
hätten ein Abkommen nach dem Mot-

to geschlossen: „Mach“ was Du willst
und nimm“ was du kriegen kannst“,
erklärte gestern das UN-Menschen-
rechtsbüro in Genf. Die meisten
Kämpfer würden deswegen statt Sold
zu erhalten Vieh rauben und Frauen
und Mädchen entführen und verge-
waltigen. Das Menschenrechtsbüro
beruft sich auf ein Team, das die Lage
vor Ort überprüfte.

Formfehler mit Folgen
Das Ermittlungsverfahren gegen den Grünen-Bundestagsabgeordneten Volker Beck verzögert sich

Von unserem Korrespondenten
Martin Ferber

Berlin. Volker Beck hat sich zurückge-
zogen, für vier Wochen krankschreiben
lassen und schweigt. Sowohl auf seiner
Homepage als auch auf seinem „Face-
book“-Account herrscht seit dem 2.
März Funkstille. Der letzte Eintrag ist
jeweils seine persönliche Erklärung, in
der er seinen Rücktritt als innen- und
religionspolitischer Sprecher
der Grünen-Bundestagsfrak-
tion ankündigt, nachdem ihn
die Berliner Polizei mit 0,6
Gramm eines verbotenen
Rauschmittels erwischt hat –
es soll sich um Crystal Meth
gehandelt haben. „Zu den ge-
gen mich erhobenen Vorwür-
fen wird mein Anwalt zu gege-
bener Zeit eine Erklärung ge-
genüber der Staatsanwalt-
schaft abgeben“, schreibt
Beck weiter.

Doch wann es dazu kommt,
ist im Augenblick noch offen.
Obwohl es am Tathergang kei-
ne Zweifel gibt und Beck ge-
genüber der Polizei die Vor-
würfe nicht bestritten hat,
kann die Berliner Staatsan-
waltschaft noch kein offiziel-
les Ermittlungsverfahren ge-
gen den Bundestagsabgeord-
neten aus Köln einleiten. Wie

bekannt wurde, hat Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) das Ver-
fahren zur Aufhebung der Immunität
Becks auf Eis gelegt. Das entsprechende
Schreiben der Berliner Staatsanwalt-
schaft habe nicht den formalen Anfor-
derungen entsprochen, die für die Aus-
lösung der Frist für den Beginn von Er-
mittlungen bestehen, teilte der Bundes-
tag mit. Der Hintergrund ist kompli-
ziert. Grundsätzlich genießen Abgeord-

nete Immunität, was sie vor der Straf-
verfolgung im Rahmen der Ausübung
ihres Mandats schützt. Gleichwohl le-
ben Parlamentarier nicht in einem
rechtsfreien Raum. Besteht der Ver-
dacht, dass sie sich strafbar gemacht ha-
ben, kann die Polizei sehr wohl gegen sie
ermitteln, aber nur dann, wenn der Bun-
destag dem zustimmt und die Immunität
aufhebt. Um dieses Verfahren etwas zu
erleichtern, reicht es, dass die Staatsan-

waltschaft bei Vorliegen eines konkre-
ten Tatverdachts den Parlamentspräsi-
denten schriftlich informiert. Dann
muss sie weitere 48 Stunden warten, ehe
sie mit den Ermittlungen beginnen
kann. Der Bundestagspräsident seiner-
seits hat den Eingang des Schreibens zu
bestätigen. Die formelle Aufhebung der
Immunität durch den Bundestag kann
dann auch später erfolgen.

Im Fall Beck habe die Staatsanwalt-
schaft Bundestagspräsident
Norbert Lammert im Falle von
Volker Beck lediglich über das
„Anlegen eines Prüfvorgangs“
wegen des Verdachts des Ver-
stoßes gegen das Betäubungs-
mittelgesetz informiert, hieß
es. Dies reiche aber nicht aus,
um ein Verfahren zur Aufhe-
bung der Immunität einzulei-
ten. Das Schreiben habe kei-
nen Hinweis enthalten, dass
die Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens beabsichtigt
sei. Das bedeute, dass in die-
sem Falle die 48-Stunden-
Frist nicht gelte. Eine Forma-
lie lediglich, doch mit Folgen.
Das Verfahren verzögert sich.
Die Staatsanwaltschaft hat
nun ein neues Schreiben ver-
fasst und nun ausdrücklich
mitgeteilt, dass sie „die Ein-
leitung eines Ermittlungsver-
fahrens“ beabsichtigt.

DER BETROFFENE SCHWEIGT: Volker Beck, für vier Wochen krankgeschrieben, im Gespräch mit der Grünen-
Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt. Foto: dpa
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